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Stellungnahme zum Entwurf einer Verordnung zur Änderung 
der Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung und anderer 
straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften 
(Stand des Entwurfs: 15.03.2024)  
 
 

Vorbemerkungen: 
 
Gerade in Kombination mit einem verbesserten ÖPNV können Elektrokleinstfahrzeuge wie 
E- Scooter einer der Bausteine zur Mobilitätswende sein, wenn Pkw-Fahrten ersetzt werden. 
Im Vergleich mit einem klassischen Kfz haben solche Fahrzeuge eine weit bessere 
Umweltbilanz. 
 
Aus Sicht des BUND setzt die Novelle aber zum Teil falsche Anreize. Statt grundsätzlich über 
die veränderte Aufteilung von Verkehrsflächen nachzudenken und eine gerechtere Verteilung 
vorzunehmen, wird angedacht den ohnehin schon vergleichsweise geringen Platz für die mit 
Abstand umweltfreundlichsten Fortbewegungsarten, dem zu Fuß gehen und dem 
Fahrradfahren, für weitere Mobilitätsarten zu nutzen. 
 
Auch eine Regelung für mehr Verkehrssicherheit im Zusammenhang mit E-Scootern wird hier 
weiterhin nicht angegangen. Eine Regelgeschwindigkeit innerorts von Tempo 30 für den 
motorisierten Individualverkehr würde es den Fahrenden von E-Scootern, aufgrund der 
geringeren Geschwindigkeitsunterschiede, erleichtern die Straße zu nutzen. Damit könnte, in 
Verbindung mit höheren Strafen und ausreichenden Kontrollen, die rechtswidrige Nutzung 
von Gehwegen reduziert werden 
 
Um eine positive Klimawirkung zu entfalten, braucht es verbindliche Richtlinien für Vermiet-
unternehmen, die Elektrokleinstfahrzeuge aufstellen. Die Verteilung der Fahrzeuge sollte 
durch Auflagen so gesteuert werden, dass sie vor allem dort angeboten werden, wo sie in 
Verbindung mit dem ÖPNV eine Alternative zum Pkw darstellen können und nicht dort wo die 
Infrastruktur des öffentlichen Verkehrs bereits gut ausgebaut sind.  
 
Die aktuell gültige Straßenverkehrsordnung (StVO) ist auf die Sicherheit und Leichtigkeit des 
(Kfz-)Verkehrs ausgerichtet; alle anderen Belange, insbesondere Ziele des Klima- und 
Umweltschutzes, der Gesundheit und der städtebaulichen Entwicklung treten demgegenüber 
bisher in den Hintergrund. Dies verhindert oder erschwert zumindest die Förderung 
nachhaltiger Verkehrsarten (ÖPNV, Fuß- und Radverkehr, Sharingangebote) sowie die 
Förderung von Klima-, Umwelt- und Gesundheitsschutz und der städtebaulichen Entwicklung 
in Städten und Kommunen. 
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Zu den Punkten im Einzelnen:  
 
Zur Änderung des § 39 StVO Abs.7a 
Weder sind Fahrradwege in ausreichenden Maßen vorhanden noch sind kombinierte Rad- 
und Gehwege oder Fußgängerzonen sinnvolle Plätze, um dort E-Scootern das Fahren zu 
erlauben.  
Dies bedeutet nicht nur für die zu Fuß Gehenden eine Gefahr angefahren und verletzt zu 
werden, sondern auch für die E-Roller Fahrenden. Fahren auf Gehwegen mit 
unterschiedlichen Geschwindigkeiten der Verkehrsteilnehmenden und mit Gegenverkehr 
erhöht die Gefahr weiter.  
 
Zur Änderung des § 4 Satz 2 StVO: 
Dabei zeigt die angedachte Abschaffung der Pflicht für E-Scooter beim Überholen 1,5 Meter 
Abstand einzuhalten, dass die Gefahr die von den Elektrokleinstfahrzeugen ausgeht, 
unterschätzt wird. Vor allem auf dem wenigen Platz der den Fußgänger*innen und 
Radfahrer*innen aktuell zur Verfügung steht, steht zu befürchten, dass die Unfallgefahr 
ansteigt und die Attraktivität von Fahrrad- und Fußverkehr sinkt. 
 
 

Zur Regelung der Parkvorschriften für E-Scooter: 
 
Um die Verkehrssicherheit und den Raum auf Gehwegen nicht weiter zu reduzieren, sollten 
einheitliche Regelungen zum Abstellen von E-Scootern gefunden und umgesetzt werden. Hier 
sollten Abstellflächen, durch Umwidmung von Pkw-Stellflächen, geschaffen werden, wo 
diese Elektrokleinstfahrzeuge verbindlich abgestellt werden müssen. Dies vermeidet die 
Behinderung von zu Fuß Gehenden auf Gehwegen und macht das Auffinden einfacher. Die 
Umsetzung muss entsprechend kontrolliert und geahndet werden.  
 
Grundsätzlich ist es sinnvoll Bußgelder zu erhöhen, um den gewünschten Effekt zu erreichen. 
Diesbezüglich sind die Erhöhungen zu begrüßen. Das verbotswidrige Befahren eines 
Gehweges sollte auf die Höhe von Fahrräder oder eines Kfz angehoben werden. 
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